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zu stellen. Auf diesen Antrag wäre ohnehin zu überprüfen 
gewesen, ob der zwischen den Verklagten abgeschlossene 
Kaufvertrag über die strittige Garage wirksam zustande ge­
kommen oder nichtig ist.

Da die Klägerin aber im Kassationsverfahren mitgeteilt 
hat, daß der Verklagte P., der das bestätigte, die Garage 
zwischenzeitlich — obwohl das Bezirksgericht den Verkauf 
der Garage an den Verklagten R. als rechtswirksam be­
urteilt hatte — an -Herrn S. verkauft hat und der VEB Ge­
bäudewirtschaft mit diesem einen Nutzungsvertrag abge­
schlossen haben soll, ist in diesem konkreten Fall zum jet­
zigen Zeitpunkt ein Feststellungsinteresse der Klägerin ge­
geben.

Aus diesen Gründen war auf den Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts das Urteil des Bezirks­
gerichts gemäß § 162 Abs. 1 ZPO wegen Verletzung von 
§§ 11, 15, 39 FGB sowie §§ 27, 42 Abs. 3, 68 Abs. 1 Ziff. 1, 296 
Abs. 2, 312 Abs. 1 ZGB aufzuheben und, da der vorliegende 
Sachverhalt lediglich rechtlich anders zu beurteilen war, im 
Wege der Selbstentscheidung gemäß § 156 Abs. 1 ZPO die Be­
rufung der Verklagten gegen das Urteil des Kreisgerichts 
als unbegründet abzuweisen.

Da somit das Urteil des Kreisgerichts Rechtskraft erlangt 
hat, steht fest, daß die Garage nach wie vor gemeinschaft­
liches Eigentum der Klägerin und des Verklagten P. ist und 
das zwischen den geschiedenen Eheleuten P. und dem VEB 
Gebäudewirtschaft begründete Nutzungsverhältnis über die 
Bodenfläche noch besteht. Alle vom Verklagten P. allein 
insoweit abgeschlossenen Verträge — auch diejenigen mit 
Herrn S. und dem VEB Gebäudewirtschaft — sind folglich 
unwirksam. Die geschiedenen Eheleute P. werden daher ihre 
Rechtsverhältnisse an der Garage und der Bodehfläche im 
Hinblick auf die Übertragung des Alleineigentums an der 
Garage und die alleinige Fortsetzung des Nutzungsverhält- 
nisses an der Bodenfläche noch zu regeln haben.

Verwaltungsrecht________________________
§ 10 Abs. 1 Ziff. 1 GNV; §§ 18 Abs. 1, 20 Abs. 1 HandwFördVO. 
Die Entscheidung eines Verwaltungsorgans zur Festlegung 
von Auflagen im Zusammenhang mit einer Gewerbegeneh­
migung (hier: Versorgungsauftrag für einen Bierverleger) hat 
schriftlich zu erfolgen und muß einen Hinweis auf die Be­
schwerdemöglichkeit enthalten.

Stellt das Gericht fest, daß eine Auflage keine Rechtsmit­
telbelehrung enthält, ist ein mit der Nichterfüllung dieser 
Auflage begründeter Widerruf der Gewerbegenehmigung un­
wirksam und aus diesem Grund aufzuheben.
KrG Malchin, Beschluß vom 26. September 1989 — D 5/89.

Der Antragsteller hat seit Mai 1969 eine Gewerbegenehmi­
gung als Bierverleger und seit April 1986 die Genehmigung 
zum Betrieb eines Getränkestützpunkts. Auf dieser Grund­
lage erfüllt er Aufgaben zur Versorgung der Bevölkerung 
der Stadt St. und der näheren Umgebung mit alkoholfreien 
Getränken und Bieren. Der jährliche Umsatz hat ständig zu­
genommen und beläuft sich auf etwa 1,5 Mio M.

Am 23. Juni 1989 widerrief der Rat des Kreises, Abt. Han­
del und Versorgung, die Gewerbegenehmigung mit der Be­
gründung, daß der Antragsteller fortlaufend gegen den Ver­
sorgungsauftrag vom 29. Oktober 1987 verstoße. Garantien 
für eine zuverlässige Realisierung dieses Versorgungsauftrags 
seien auch für die Zukunft nicht gegeben.

Gegen diese Entscheidung legte der Antragsteller frist­
gemäß Beschwerde beim Rat des Kreises ein, der nicht äb- 
geholfen wurde.

Durch endgültige Entscheidung des Rates des Bezirks, 
Abt. Handel und Versorgung, vom 9. August 1989 wurde der 
Widerruf der Gewerbegenehmigung aufrechterhalten.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der gemäß § 7 Abs. 1 
GNV fristgemäß gestellte Antrag auf gerichtliche Nachprü­
fung. Der Antrag hatte Erfolg.
Aus der Begründung:
Dem Gericht lagen zur Prüfung die Gewerbegenehmigung, 
die Genehmigung zum Betrieb eines Getränkestützpunkts, 
die Urschrift des Versorgungsauftrags vom 29. Oktober 1987 
sowie die Entscheidungen vom 23. Juni 1989 und vom 9. Au­

gust 1989 vor. Der Antragsteller und der Vertreter des Rates 
des Kreises wurden in der mündlichen Verhandlung ergän­
zend gehört.

Im Ergebnis der gerichtlichen Nachprüfung war festzu­
stellen, daß die zuständigen örtlichen Organe ihre Entschei­
dungen zwar innerhalb der gesetzlich festgelegten Fristen ge­
troffen haben, die Entscheidungen jedoch gegen die Rechts­
vorschriften verstoßen. Gemäß § 18 Abs. 1 Satz 2 der 
HandwFördVO kann eine Gewerbegenehmigung widerrufen 
werden, wenn Auflagen nicht erfüllt wurden. Von dieser Be­
stimmung ging der Rat des Kreises offenbar aus, indem er 
den Widerruf der Gewerbegenehmigung mit der Nichterfül­
lung des Versorgungsauftrags begründete. Der Widerruf im 
konkreten Fall setzt jedoch voraus, daß der Versorgungs­
auftrag eine rechtswirksame Auflage und damit Bestandteil 
der Gewerbegenehmigung ist.

Die Festlegung" von Auflagen hat gemäß § 20 Abs. 1 
HandwFördVO schriftlich zu erfolgen und einen Hinweis auf 
die Beschwerdemöglichkeit zu enthalten. Ausweislich der in 
der Beweisaufnahme vorgelegten Urschrift des Versorgungs­
auftrags vom 29. Oktober 1987 ist dort ein solcher Hinweis 
nicht enthalten. Nach den getroffenen Feststellungen wurde 
auch nicht gesondert auf die Beschwerdemöglichkeit hinge­
wiesen. Damit verstößt die Entscheidung gegen die Rechts­
vorschriften.

Aus den dargelegten Gründen konnte der Versorgungs­
auftrag keine rechtliche Verbindlichkeit erlangen. Der mit 
wiederholten Verstößen gegen diese Auflage begründete Wi­
derruf der Gewerbegenehmigung mußte daher aufgehoben 
und die Sache gemäß § 10 Abs. 1 Ziff. 1 GNV zur erneuten 
Entscheidung an den Rat des Kreises zurückverwiesen wer­
den, verbunden mit der Verpflichtung, den Sachverhalt um­
fassend aufzuklären und eine der Gesetzlichkeit entspre­
chende Entscheidung zu treffen.
Anmerkung:
Die Bestimmungen der HandwFördVO sind inzwischen durch 
aktuelle Gesetzgebungsmaßnahmen überholt. Wenn der vor­
stehende Beschluß dennoch veröffentlicht wird, so auf Grund 
des darin aufgeworfenen theoretischen Problems der Rechts­
wirksamkeit von Verwaltungsentscheidungen, die die vorge­
sehene Rechtsmittelbelehrung nicht enthalten. Diese Proble­
matik ist nicht auf die HandwFördVO begrenzt und bedarf 
sicher der weiteren Diskussion. D. Red.

Strafrecht
§§ 120,121 StPO.
Die richterliche Bestätigung eines vom Staatsanwalt verfüg­
ten Arrestbefehls setzt die prozessuale Zulässigkeit und sach­
liche Berechtigung der Maßnahme voraus. Ist der Arrestbe­
fehl durch bisherige Ermittlungen nur teilweise sachlich be­
rechtigt, ist er nur insoweit zu bestätigen.

Das Gericht hat den verfügenden Staatsanwalt zu ver­
anlassen, Formmängel (z. B. Angaben über den zu sichern­
den Geldbetrag, Hinweise über Abwendung der Arrestie- 
rung durch Sicherheitsleistung, Rechtsmittelbelehrung) zu 
beseitigen.
OG, Urteil vom 16. November 1989 — 2 OSK 19/89.

Der Staatsanwalt des Kreises erließ am 31. August 1989 im 
Ermittlungsverfahren gegen den Beschuldigten einen Arrest­
befehl über ein Postsparbuch mit einem Guthaben von 
15 848 M und zwei Spargirokonten mit Guthaben von 70 039 M 
und 98 631M zur Sicherung einer zu erwartenden Steuer­
nachforderung und einer Geldstrafe. Dieser Arrestbefehl 
wurde am 31. August 1989 richterlich bestätigt.

Gegen die richterliche Bestätigung des Arrestbefehls 
wurde Beschwerde eingelegt, der vom Kreisgericht nicht ab­
geholfen wurde.

Das Bezirksgericht wies die Beschwerde als unbegründet 
zurück. Der Arrestbefehl sei zur Sicherung von Zahlungs­
verpflichtungen gemäß § 120 Abs. 1 StPO zulässig und 
sachlich berechtigt gewesen. Der Lebensunterhalt der Fa­
milie werde nicht beeinträchtigt. Die richterliche Bestätigung 
des Arrestbefehls sei daher nicht zu beanstanden.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts, mit dem die Be­
schwerde als unbegründet zurückgewiesen wurde, richtet sich 
der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts


